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Drucksache Nr. 3082 


Kleine Anfrage Nr. 241 

der Fraktion der SPD 

betr. Einflußnahme des Bundesjustizministeriums auf 
rechts wissenschaftliche Veröflentlicliungen. 


lin Januar-IIrit 19-32 der Munalsschrift für Deutsches Recht hat 
Landgenchtsrat und Dozent Dr. Karl August Rettermann aus 
Münster i. W. einen re dits wissenschaftlichen Aufsatz über „Die 
\ erordhung über Ausnahineii vom Mieterschutz vom 27. November 
1951 - Darstellung und Kritik*’ verölfcntlicht Die Monatsschrift 
für Deutsdies Hedit wird unter Mitwirkung namhafter Juristen 
von Herrn Rechtsanwalt Dr. Kurt Mittelstein in Hamburg im 
Verlag ..Deutsche Rechtssprechung \'erlags-Gmbir’ herausgegeben. 
Durch Schreiben vom 2-3. Dezember 1951 hat Herr Dr. Mittelslein 
Herrn Dr. Betterniann mitgeteilt, daß er wegen dieses rechts- 
wissenschaftlichem Aufsatzes die größten Schwi(‘rigkcitcn mit Herren 
des Rundesjustizministeriums gehabt habe, die begreiflicherweise 
mit dem von Herrn Dr. Retterinanii vintrcteiien Standpunkt nicht 
einverstanden waren. J)ie N'orstellungeii dieser Herren aus dem 
Rundesjuslizniiiiisterium seien so nachhaltig gewesen, daß er sich 
habe die Krage vorh'gon müssen, ob die A erölfentlichung nicht 
zurückgestellt werebm sollte, bis eine Entgegnung zur gleichzeitigen 
Norölfentlichung zur N'erfüguiig stünde. Infolge des Eingreifens 
aus dem Rundesjuslizminist(‘riiim sind aus dem rechts wissenschaft- 
lichen vVufsatz des Herrn Dr. Rettermann ohne sein Wissen zwei 
Sätze gestridicn worden, die darauf hinwiesen, daß der Richter 
befugt und verpllichlet sed, die Ungültigkeit der kritisierten A er- 
ordnung in den Gründen des Urteils festzustellen, und daß in 
diesem Kalle der Schutz der A'erfassung in der Hand der für 
Mietstreitigkeiten zuständigen Amtsgeridite liege. Auch ist dann 
die A^eröffentlichung mit der ungewöhnlichen A^orbemerkung 
versehen: „Die in dein nachstehenden Aufsatz vertretenen Ansichten 
werden vom Bundesjustizministerium nicht geteilt.” 

W5r fragen die Bundesregierung; 

1. Sind ihr diese Einwirkungen von Beamten des Bundes] ustiz- 
ministeriums auf den Herausgeber einer rechts wissenschaftlichen 
Zeitschrift bekannt gewesen? 

2. Billigt die Bundesregierung diese Einwirkungen? 


Drudk: Budidruckerel R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andemadi, Breite Str. 30, 
und Wiesbaden, Nietzsdiestraße 1 



3. Hält die Bundesregierung solche Einwirkungen für vereinbar 
mit der im Grundgesetz gewährleisteten Freiheit der Presse, der 
jMeinungsäußerung sowie der Lehre und Forschung? 

4. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung treffen, um künftig 
zu verhindern, daß in unzulässiger Ausnutzung einer Behörden- 
und Amtsstellung ein solcher Druck auf eine rechtswissenschaft- 
liche Zeitschrift ausgeübt wird? 

Bonn, den 7. Februar 1952 
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